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Außenbereichssatzung �Feld�, Gemeinde Waldburg  

hier: Unterrichtung und Aufforderung zur ˜ußerung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gem.  § 4 Abs. 1 BauGB  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

von der Außenbereichssatzung �Feld� sind keine zu beachtenden Ziele der Raumordnung nach 

dem Regionalplan (1996) im Sinne von § 1 Abs. 4 BauGB, der §§ 3 Abs. 1 Nr. 2 und

§ 4 Abs. 1 ROG sowie § 4 Abs. 1 und 4 LplG betroffen. Zudem stehen dem geplanten Vor

ben die in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung der Gesamtfortschreibung

onalplans (Planentwurf zum Satzungsbeschluss der Verbandsversammlung am 25. Juni

nicht entgegen. 

Der Regionalverband bringt zum oben angeführten Vorhaben keine Anregungen und Bedenken 

vor.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Nicole Schneider 

 

 
 









- 2 - 

 

I. Raumordnung 

 

Die Gemeinde Waldburg beabsichtigt für den Teilort „Feld“ auf einer Fläche von ca. 

0,93 ha eine Außenbereichssatzung aufzustellen, um „erleichterte Zulässigkeitsvo-

raussetzungen für die Entwicklung vorhandener Baupotenziale innerhalb gewachse-

ner Siedlungsstrukturen“ zu schaffen.  

Das Vorhabengebiet ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan als Fläche für die 

Landwirtschaft dargestellt und liegt innerhalb des Geltungsbereichs des Landschafts-

schutzgebietes „Jungmoränenlandschaft zwischen Amtzell und Vogt“. 

 

Gem. § 35 Abs. 6 BauGB kann die Gemeinde für bebaute Bereiche im Außenbereich, 

die nicht überwiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine Wohnbebau-

ung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass Wohnzwe-

cken dienenden Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegengehalten werden 

kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan über Flächen für die Land-

wirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer 

Splittersiedlung befürchten lassen. 

 

Es erscheint bereits fraglich, ob vorliegend die Voraussetzung einer „Wohnbebauung 

von einigem Gewicht“ erfüllt ist. 

Zudem stellt sich nach den vorhandenen Daten die Frage, ob von einer überwiegend 

landwirtschaftlichen Prägung des Vorhabengebietes auszugehen ist. Wir verweisen 

diesbezüglich auf die Stellungnahme der Landwirtschaft unter II. . 

 

Das Landratsamt wird um sorgfältige Prüfung gebeten, ob die vorgesehene Außenbe-

reichssatzung in Betracht kommen kann. 

 

 

 

 

 

II. Landwirtschaft 

 

Grundsätzlich wird aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht die 

Ergänzung des Außenbereichs um nicht privilegierte Wohnbebauung kritisch gese-

hen, da diese die Entwicklungsmöglichkeiten im Außenbereich befindlicher landwirt-
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schaftlicher Hofstellen nachhaltig einschränken kann. Dies gilt umso mehr in Regio-

nen, die aufgrund ihrer Agrarstruktur für eine intensive Tierhaltung besonders geeig-

net sind, und in welchen aufgrund einer anhaltenden Siedlungsentwicklung und über-

geordneter Schutzziele (Naturschutzflächen, FFH-Gebiete u.a.m.) entwicklungsfähige 

Standorte zunehmend seltener werden. Für den Landkreis Ravensburg, welcher der 

viehstärkste Kreis in Baden-Württemberg ist, ist eine entsprechende Entwicklung be-

reits zu beobachten, und sollte aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fachli-

cher Sicht durch die gezielte Ermöglichung von Wohnbebauung im Außenbereich 

(laut Anschreiben sollen erleichterte Zulässigkeits-voraussetzungen für die Entwick-

lung vorhandener Baupotenziale innerhalb gewachsener Siedlungsstrukturen ge-

schaffen werden) nicht zusätzlich erschwert werden.  

 

Grundsätzlich ist der Außenbereich von Bebauung freizuhalten, wobei regelmäßig 

Vorhaben zugelassen werden können, die landwirtschaftlichen Betrieben dienen, so 

dass der Außenbereich für die Entwicklung landwirtschaftlicher Vorhaben prädesti-

niert ist, und diese Vorhaben aufgrund der regelmäßig mit ihnen verbundenen Emissi-

onen (vornehmlich Gerüche, Lärm, Stäube) an anderer Stelle nicht realisiert werden 

können.  

Dementsprechend ist der Außenbereich als potentieller Entwicklungsstandort für 

landwirtschaftliche Vorhaben anzusehen und zu erhalten. Entwicklungsmöglichkeiten 

für landwirtschaftliche Vorhaben, die erhöhte Emissionen nach sich ziehen, müssen 

nicht zwingend mit der Ausdehnung oder Intensivierung einer bestehenden Tierhal-

tung einhergehen. Vielfach können auch Maßnahmen zur Anpassung an erhöhte An-

forderungen hinsichtlich einer artgerechten Tierhaltung erhöhte Emissionen verursa-

chen (Ausläufe, Laufhöfe), und aufgrund veränderter gesetzlicher und gesellschaftli-

cher Rahmenbedingungen für den Fortbestand landwirtschaftlicher Nutzungen künftig 

erforderlich werden. Dementsprechend bestehen aus regional übergeordneter land-

wirtschaftlich fachlicher Sicht grundsätzliche Bedenken gegenüber der geplanten Au-

ßenbereichssatzung, da diese in ihrem Geltungsbereich zusätzliche Wohnbebauung 

ermöglichen kann, welche die Eignung des Weilers als Entwicklungsstandort für land-

wirtschaftliche Vorhaben ggfs. einschränkt.   

 

Dementsprechend ist zunächst zu prüfen, welche Emissionen aus den bereits beste-

henden landwirtschaftlichen Nutzungen auf potentielle Wohnnutzungen einwirken. Bei 

der Abschätzung der Entwicklungsmöglichkeiten für die landwirtschaftlichen Stand-

orte ist zu berücksichtigen, dass auch künftige Wohnnutzungen als Wohnhäuser im 

Außenbereich zu beurteilen sind, somit sind dort Geruchsimmissionswerte von 25% 
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zumutbar. Eine entsprechende Untersuchung ist bereits im Rahmen der Aufstellung 

der Außenbereichssatzung durchzuführen, damit Immissionsschwerpunkte lokalisiert 

werden, und eine Abschätzung der weiteren Entwicklungsmöglichkeiten der beste-

henden und genehmigten landwirtschaftlichen Nutzungen erfolgen kann.  

 

Ausweislich der zur Verfügung stehenden Luftbilder und dem Anschreiben scheint der 

Weiler Feld aus einer räumlichen Ansammlung landwirtschaftlicher Hofstellen zu be-

stehen, wobei von hier aus nicht abschließend beurteilt werden kann, ob ein Teil der 

landwirtschaftlichen Nutzungen bereits dauerhaft aufgegeben wurde. Laut Anschrei-

ben werden auf mindestens einer Hofstelle Rinder gehalten zudem befindet sich süd-

lich des Planungsgebietes eine Pferdehaltung. Demnach sind nach unserer Auffas-

sung bereits hinreichende Belege für eine fortbestehende landwirtschaftliche Prägung 

vorhanden.  

 

Insofern erscheint es aus regional übergeordneter landwirtschaftlich fachlicher Sicht 

fraglich, ob für den geplanten Geltungsbereich von einer „nicht überwiegend landwirt-

schaftlichen Prägung“ ausgegangen werden kann, vor allem vor dem Hintergrund, 

dass direkt an das Planungsgebiet ein landwirtschaftlicher Betrieb angrenzt.  

 

 

 

 

 

III. Straßenwesen 

 

Das Plangebiet befindet sich abseits klassifizierter Bundes- und Landesstraßen, so-

dass deren straßenrechtliche Belange nicht berührt werden. 

 

In Anbetracht der Thematisierung der Verkehrslärmimmissionen in den projektbezo-

genen Fragestellungen wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass sich der Straßen-

baulastträger an den Kosten evtl. notwendig werdender aktiver oder passiver Schall-

schutzmaßnahmen oder auch anderer Immissionsschutzmaßnahmen nicht beteiligen 

kann. 
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TöB-Stellungnahmen des LGRB – Merkblatt für Planungsträger 
 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium (LGRB) nutzt für die Erarbei-
tung der Stellungnahmen zu Planungsvorgängen, die im Rahmen der Anhörung als Träger öffentlicher 
Belange (TöB) abgegeben werden, einen digitalen Bearbeitungsablauf (Workflow). Um diesen Workflow 
effizient zu gestalten und die TöB-Planungsvorgänge fristgerecht bearbeiten zu können, sind folgende Punkte 
zu beachten. 
 
 

1 Übermittlung von digitalen Planungsunterlagen 

Alle zum Verfahren gehörenden Unterlagen sind nach Möglichkeit dem LGRB nur digital 
bereitzustellen.  
 
Übermitteln Sie uns digitale und georeferenzierte Planungsflächen (Geodaten), damit wir diese in unser 
Geographisches Informationssystem (GIS) einbinden können. Dabei reichen die Flächenabgrenzungen 
aus. Günstig ist das Shapefile-Format. Falls dieses Format nicht möglich ist, können Sie uns die Daten auch 
im AutoCAD-Format (dxf- oder dwg-Format) oder einem anderen gängigen Geodaten- bzw. GIS-Format 
zusenden.  
 
Bitte übermitteln Sie Datensätze (bis max. 20 MB Größe) per E-Mail an abteilung9@rpf.bwl.de. Größere 
Datensätze bitten wir auf einer CD zu übermitteln. Alternativ können wir alle zum Verfahren gehörenden 
Unterlagen auch im Internet, möglichst gesammelt in einer einzigen ZIP-Datei herunterladen. 
 
Bei Flächennutzungsplanverfahren, welche die gesamte Fläche einer Gemeinde/VVG/GVV umfassen, 
benötigen wir zusätzlich den Kartenteil in Papierform. 
 
 

2 Dokumentation der Änderungen bei erneuter Vorlage 

Bei erneuter Vorlage von Planungsvorhaben sollten Veränderungen gegenüber der bisherigen Planung 
deutlich gekennzeichnet sein (z. B. als Liste der Planungsänderungen). 
 
 

3 Information zur weiteren Einbindung des LGRB in das laufende Verfahren 

Wir bitten Sie, von einer standardmäßigen Übermittlung von weiteren Unterlagen ohne eine erforderliche 
Beteiligung des LGRB abzusehen. Hierunter fallen Abwägungsergebnisse, Satzungsbeschlüsse, Mitteilungen 
über die Rechtswirksamkeit, Bekanntmachungen, Terminniederschriften ohne Beteiligung des LGRB 
(Anhörung, Scoping, Erörterung), immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, wasserrechtliche Erlaub-
nisse, bau- und naturschutzrechtliche Genehmigungen, Entscheidungen nach dem Flurbereinigungsrecht, 
Eingangsbestätigungen. Sollten wir weitere Informationen zum laufenden Verfahren für erforderlich halten, 
werden wir Sie darauf in unserer Stellungnahme ausdrücklich hinweisen. 
 
 

4 Einheitlicher E-Mail-Betreff 

Bitte verwenden Sie im E-Mail-Verkehr zu TöB-Stellungnahmen als Betreff an erster Stelle das Stichwort 
„TöB“ und danach die genaue Bezeichnung Ihrer Planung. 
 
 

5 Hinweis zum Datenschutz 

Sämtliche digitalen Daten werden ausschließlich für die Erstellung der TöB-Stellungnahmen im LGRB 
verwendet.  
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6 Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologiedaten  

Für geologische Untersuchungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht gemäß § 8 Geologiedatengesetz 
(GeolDG) beim LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen unter https://www.lgrb-
bw.de/geologiedaten/index_html?lang=1 zur Verfügung. 
 

Allgemeine Hinweise auf Informationsgrundlagen des LGRB 
 
Die Stellungnahmen des LGRB als Träger öffentlicher Belange basieren auf den Geofachdaten der geo-
wissenschaftlichen Landesaufnahme, welche Sie im Internet abrufen können: 
 

A Bohrdatenbank 

Die landesweiten Bohr- bzw. Aufschlussdaten können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen 
werden: 

 Als Tabelle: https://www.lgrb-bw.de/bohrungen/aufschlussdaten/adb  
 Als interaktive Karte: https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_adb  
 Als WMS-Dienst: https://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_adb 
 
 

B Geowissenschaftlicher Naturschutz 

Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. Die Daten 
des landesweiten Geotop-Katasters können im Internet unter folgenden Adressen abgerufen werden: 

 Als interaktive Karte: https://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_geotope   
 Als WMS-Dienst: https://services.lgrb-bw.de/index.phtml?REQUEST=GetCapabilities 

&VERSION=1.1.1&SERVICE=WMS&SERVICE_NAME=lgrb_geotope  
 
 

C Weitere im Internet verfügbare Kartengrundlagen 
Eine Übersicht weiterer verfügbarer Kartengrundlagen des LGRB kann im Internet unter folgender Adresse 
abgerufen werden: https://www.lgrb-bw.de/informationssysteme/geoanwendungen  und im LGRB-
Kartenviewer visualisiert werden (https://maps.lgrb-bw.de).  
 
Unsere Tätigkeit als TöB – Beiträge des LGRB für die Raumordnung und Bauleitplanung – haben wir aktuell 
in der LGRB-Nachricht Nr. 2019/05 zusammengefasst und unter https://lgrb-
bw.de/download_pool/lgrbn_2019-05.pdf veröffentlicht. Sie interessieren sich für unsere LGRB-
Nachrichten? Abonnieren Sie unseren LGRB-Newsletter unter https://lgrb-bw.de/Newsletter/. 
 
 
Für weitere Fragen oder Anregungen stehen wir unter der E-Mail-Adresse: abteilung9@rpf.bwl.de gerne 
zur Verfügung.  
 
Die aktuelle Version dieses Merkblattes kann im Internet unter folgender Adresse abgerufen werden: 
https://lgrb-bw.de/download_pool/2022_06_rpf_lgrb_merkblatt_toeb_stellungnahmen.pdf 

 

 

Wir bedanken uns für Ihre Unterstützung! 
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme 
der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Hasenweiler-Schottern unbekannter Mächtigkeit. Mit lokalen 
Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 
ist zu rechnen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder Anregungen 
vorzubringen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Gegen die Aufstellung der Außenbereichssatzung bestehen von rohstoffgeologischer 
Seite keine Bedenken. 
 
 
Grundwasser 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus hydrogeologischer Sicht keine Hinweise oder Anregun-
gen vorzubringen. 
 
 
Bergbau 
 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen 
ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. 
Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 



http://www.lgrb-bw.de/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope/
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